
  

Vorverurteilung

Eine Regionalzeitung berichtet über einen Gerichtsvollzieher, der unter dem
Verdacht steht, Mandantengelder veruntreut zu haben. Die Überschrift lautet
»Gerichtsvollzieher veruntreut 200.000 Mark.« Ein Journalist sieht in der
Veröffentlichung einen Verstoß gegen die journalistische Sorgfaltspflicht und schaltet
den Deutschen Presserat ein. Durch die Überschrift' werde der Verdacht gegen den
Betroffenen als Tatsache dargestellt, obwohl weder eine Verurteilung erfolgt sei,
noch der Stand der Ermittlungen eine solche Feststellung rechtfertige. Die
Chefredaktion räumt ein, dass die Beschwerde über die Überschrift begründet sei. Im
Text seien die schutzwürdigen Interessen des Betroffenen durch entsprechende
Formulierungen sowie den ausdrücklichen Verzicht auf die Nennung des Namens
berücksichtigt worden. Die Autorin des Textes sei angehalten worden, bei einem
neuerlichen Bericht ausdrücklich hervorzuheben, dass es sich in der Sache um
Vorwürfe handele. (1995)

Der Presserat sieht in der Vorverurteilung einen Verstoß gegen Ziffer 13 des
Pressekodex und spricht gegen die Zeitung einen Hinweis aus. Aus dem Artikel geht
auch hinreichend deutlich die Identität des Betroffenen hervor, wenn es im einzelnen
zu seiner Person heißt: » . . . der seit Jahrzehnten als einer von mehreren
Gerichtsvollziehern im Bereich des Amtsgerichts ... (Stadt wird genannt) tätige
Mann.« (B 58/95)
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